
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß 
§ 203 Abs. 1 und 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG: 

Der Vorstand hat gemäß § 203 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen 
schriftlichen Bericht über die Gründe für die in Punkt 6 der Tagesordnung vorgeschlagene 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts und zum vorgeschlagenen Ausgabebetrag 
zu erstatten. Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an im Internet 
unter  

http://www.schloss-wachenheim.com/investor-relations/hv2021 

zugänglich und wird dort auch während der Hauptversammlung verfügbar sein.  

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

Die Schaffung des „Genehmigten Kapitals 2021“ nach dem Auslaufen des derzeit 
bestehenden „Genehmigten Kapitals 2016“ soll der Verwaltung weiterhin den 
Handlungsspielraum geben, für die folgenden fünf Jahre die Eigenkapitalbasis der 
Gesellschaft den jeweiligen Erfordernissen anzupassen. Für eine Ausnutzung der 
Ermächtigung hinsichtlich des genehmigten Kapitals gibt es zurzeit keine konkreten Pläne. 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 wollen wir unseren Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einräumen, möchten aber die Möglichkeit haben, es in 
folgenden Fällen auszuschließen: 

• Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021 ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre 
auszunehmen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um 
im Hinblick auf einen möglichst runden Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein 
praktikables, technisch ohne weiteres durchführbares Bezugsrechtsverhältnis darstellen 
zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

• Der weiter vorgesehene Bezugsrechtsausschluss zum Zwecke der Gewährung von 
Bezugsrechten an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. an die 
Wandlungsverpflichteten ist erforderlich und angemessen, um sie in gleichem Maße wie 
Aktionäre vor Verwässerung ihrer Rechte zu schützen. Nach der Marktpraxis enthalten 
die Bedingungen von eventuell künftig auszugebenden Wandlungs- oder Optionsrechte 
Regelungen, die im Falle eines Bezugsangebots an Aktionäre auf neue Aktien den 
Wandlungs- oder Optionspreis nach Maßgabe einer Verwässerungsschutzformel 
ermäßigen, wenn den Inhabern der Options- oder Wandlungsrechte nicht ein 
Bezugsrecht auf Aktien in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung 
ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Erfüllung einer Wandlungspflicht zustünde. 
Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bietet die Möglichkeit, dass der 
Wandlungs- oder Optionspreis der noch zu begebenden Wandel- und 
Optionsschuldverschreibungen nicht entsprechend der in der Marktpraxis üblichen 
Regelungen ermäßigt zu werden braucht. Der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss 



eröffnet dem Vorstand in solchen Situationen die Wahl der jeweils für die Gesellschaft 
günstigeren Gestaltungsmöglichkeit. 

• Weiterhin soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, sofern die 
Volumenvorgaben und übrigen Anforderungen für einen Bezugsrechtsausschluss nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Erforderlich ist dabei, dass bei Ausgabe neuer 
Aktien gegen Bareinlagen der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre einmalig oder 
mehrmals für einen Teilbetrag des genehmigten Kapitals, der 10 % des Grundkapitals 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung übersteigt, erfolgt und dabei der Ausgabebetrag den jeweiligen 
Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die genannten Vorgaben stellen sicher, dass 
der Schutzbereich des Bezugsrechts, also der Schutz der Aktionäre vor einem 
Einflussverlust und einer Wertverwässerung, nicht berührt wird. Der Einfluss der vom 
Bezug ausgeschlossenen Aktionäre kann durch Nachkauf über die Börse gesichert 
werden. Durch die Volumenbeschränkung des Bezugsrechtsausschlusses im Sinne des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist gewährleistet, dass ein solcher Nachkauf über die Börse 
auch tatsächlich realisiert werden kann. Die Verwaltung wird dabei in die Lage versetzt, 
kurzfristig günstige Börsensituationen durch marktnahe Preisfestsetzung auszunutzen, 
um einen möglichst hohen Ausgabebetrag zu erzielen. Der Ausgabebetrag und damit 
das der Gesellschaft zufließende Geld für die neuen Aktien wird sich am Börsenpreis 
der schon börsennotierten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreiten. Für die Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie 
Kapitalerhöhung zu einer größtmöglichen Kapitalschöpfung und optimalen Erlösen. Sie 
liegt somit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Zum weiteren Schutz der 
Aktionäre vor Einflussverlust und Wertverwässerung ist die Ermächtigung für einen 
Bezugsrechtsausschluss dadurch begrenzt, dass andere, wie bezugsrechtslose 
Kapitalerhöhungen wirkende Kapitalmaßnahmen auf diesen Höchstbetrag angerechnet 
werden, bis zu dem eine Barkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss erfolgen 
kann. So sieht die Ermächtigung vor, dass Aktien, die die Gesellschaft aufgrund der 
Ermächtigung der Hauptversammlung gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben und gegen 
Barzahlung an Dritte ohne Angebot an die Aktionäre veräußert hat, den Höchstbetrag 
reduzieren. In gleicher Weise sind die Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegebenen Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen erforderlich sind, soweit bei Ausgabe der 
Schuldverschreibung den Aktionären kein Bezugsrecht eingeräumt wurde. 

• Die Gesellschaft beabsichtigt, auch zukünftig ihre Aktivitäten auf den deutschen und 
internationalen Märkten nicht allein durch organisches Wachstum, sondern bei sich 
entsprechend bietenden Gelegenheiten auch durch den Erwerb von oder die Beteiligung 
an anderen Unternehmen oder auch den Erwerb sonstiger Vermögensgegenstände zu 
festigen und zu erweitern. Die Gesellschaft steht im nationalen und internationalen 
Wettbewerb. Sie sollte daher jederzeit in der Lage sein, im Rahmen ihrer 
Akquisitionsstrategie im In- und Ausland schnell und flexibel handeln zu können. Dazu 
gehört es, in geeigneten Fällen die Gegenleistung nicht nur durch Zahlung eines 
Kaufpreises, sondern auch im Wege einer Sachgegenleistung durch Überlassung von 
Aktien der Gesellschaft zu erbringen. Die Praxis zeigt, dass die Verkäufer von 
Unternehmen oder von Unternehmensbeteiligungen oder auch von anderen für die 
Gesellschaft interessanten Vermögensgegenständen als Gegenleistung häufig auch die 
Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft in Erwägung ziehen. Da eine 



solche Kapitalerhöhung wegen des regelmäßig zu erwartenden Wettbewerbs mit 
anderen Erwerbsinteressenten kurzfristig erfolgen muss, ist für die Bereitstellung der 
erforderlichen Aktien die Schaffung eines genehmigten Kapitals erforderlich. Die 
Einräumung eines Bezugsrechts würde den Erwerb gegen Gewährung von Aktien an 
die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte nicht zulassen. Daher muss die Gesellschaft 
die Möglichkeit haben, ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts erhöhen zu können. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig 
prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts Gebrauch macht, falls sich die Möglichkeiten zum Erwerb von 
Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen konkretisieren und dabei auch sorgfältig abwägen, ob die als 
Gegenleistung zu übertragenden Aktien durch eine Kapitalerhöhung und/oder durch 
Erwerb eigener Aktien beschafft werden. 

Der Vorstand wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn der jeweilige 
Erwerb gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Über die Einzelheiten der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird der 
Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Erwerb gegen Ausgabe 
von Aktien der Gesellschaft folgt. 
 

Trier, im Oktober 2021 

- Der Vorstand -   
 

 
 
  

Oliver Gloden Boris Schlimbach 
Sprecher des Vorstands  
 
 


